Info-Text D

An den Herrn Bürgermeister der Stadt Rottenburg.

Das Bischöfliche Ordinariat erachtet es als seine Pflicht, zu den Vorgängen, die sich am Abend des 11. April vor dem Bischöflichen Palais abgespielt haben, Stellung zu nehmen und seinem tiefsten Bedauern darüber Ausdruck zu geben, dass Bürger der Stadt zu derartigen schweren Beleidigungen und Schmähungen des Bischofs sich herbei gelassen haben. Der Bischof wurde in Sprechchören, aus denen die Stimmen der Jugend und vor allem auch die Stimmen junger Mädchen deutlich herauszuhören waren, als „Lump" und „Volksverräter" bezeichnet und es wurde ihm zugerufen: „An den Galgen mit ihm (!)", „Pfui Volksverräter", „Johann Baptist, aus ist's" u.a. mehr. Schließlich ließ sich eine Anzahl Leute sogar herbei, an dem Gebäude des Bischöflichen Ordinariats Fenster einzuwerfen und das verschlossene Tor mit dicken Baumstümpfen einzuschlagen. Dass schon bei dem Anmarsch zur Turnhalle und auch bei der Demonstration selbst das alte Schmählied gesungen wurde mit dem Refrain: „Stellt die Schwarzen an die Wand", sei noch angemerkt.

Wir glauben nicht, dass Rottenburg in seiner langen, mit der Kirche aufs engste verknüpften Geschichte schon einmal eine ähnliche Szene erlebt hat und haben uns auch sagen lassen, dass bei manchem Zuschauer Tränen geflossen seien ob eines solchen Vorgehens gegen den Oberhirten der Diözese, die den Namen Rottenburg trägt.

Mit nicht minder großem Bedauern haben wir davon Kenntnis genommen, dass kein Vertreter der staatlichen und polizeilichen Gewalt gegen diese Vorkommnisse einzuschreiten wagte, 

in denen wir alle Merkmale eines Landfriedensbruchs finden, ja dass sogar Landrat und Bürgermeister der Stadt sich unter die Zuschauer bei dem traurigen Schauspiel mischten, ohne mit ihrer Autorität dagegen einzuschreiten. Der ganze Verlauf des Abends, die in der Turnhalle erzeugte Stimmung und die ganze Organisation der Kundgebung lassen es vielmehr als wahrscheinlich erscheinen, dass sich die Ereignisse unter offener oder stillschweigender Billigung obrigkeitlicher Instanzen abgewickelt haben.

Wir wollen nicht verfehlen, an dieser Stelle auch noch auf die Gründe einzugehen, die den Bischof zu seiner Stellungnahme bewogen und ihn am Wahltag von der Abstimmung ferngehalten haben. Wie er uns ausdrücklich versichert hat, liegen diese Gründe nicht auf dem Gebiet, auf dem die Redner in der Turnhalle am Montagabend sie gesucht haben. Es ist dem Bischof so wenig wie einem andern deutschen Staatsbürger in den Sinn gekommen, den „6 Millionen katholischer Volksgenossen der Ostmark die Heimkehr ins Reich zu verwehren." Auf die Frage eines Redners, ob denn der Bischof etwa gewollt habe, „dass kein Friede in der Ostmark einkehre, dass der Bolschewismus dort siege und dass unsere österreichischen Brüder sich gegenseitig zerfleischen sollen" antwortet der Bischof und wir mit ihm: Nein, das hat der Bischof nicht gewollt und es ist ein Unrecht, einem deutschen Volksgenossen, auch wenn er Bischof ist, solche Fragen auch nur zu stellen.

Der Grund seines Fernbleibens bei der Wahl lag für den Bischof nicht im ersten, sondern im zweiten Teil der auf dem Wahlzettel gestellten Frage, die sich auf den Reichstag und seine künftige Zusammensetzung bezog. Wie aus den öffentlichen Blättern zu entnehmen war, stehen auf der Vorschlagsliste für den Reichstag auch solche Persönlichkeiten, deren feindselige Einstellung zu Christentum und Kirche allgemein bekannt ist und nicht bewiesen werden muss. In dem uneingeschränkten „Ja" des Wahlzettels erblickte der Bischof eine Zustimmung zu der Aufnahme der genannten Persönlichkeiten in den Deutschen Reichstag. Noch mehr: Er erblickte darin eine Billigung alles dessen, was von dieser Seite schon gegen seine Kirche getan, gesprochen und geschrieben wurde. Als ein Mann aufrechten Charakters glaubte er seinem Gewissen diesen Zwang nicht antun zu dürfen. Er wollte sich offensichtlich auch nicht mit einem „Nein" über die Situation hinüber helfen, weil er damit auch den ersten Teil der Fragestellung verneint hätte. So blieb er der Wahl fern um seines Gewissens willen.

Wenn uns die Mittel dazu zu Gebote stünden, würden wir es nicht unterlassen, auch noch weiteren Kreisen die vorstehenden Aufklärungen zu geben. Wir hoffen aber, durch unsere Darlegungen, die wir dem Bürgermeister abgeben und die wir in Abschrift auch dem Ortsgruppenleiter der NSDAP und den höheren staatlichen Instanzen zuleiten, soviel zu erreichen, dass die ungerechtfertigten Urteile und maßlosen Angriffe gegen den Bischof eingeschränkt und zurückgehalten werden.


Dr. Kottmann, Generalvikar.

Weiteren Demonstrationen weicht der Bischof zunächst nach Bayern aus. Als nach mehreren Rückkehrversuchen die von der SA organisierten Demonstrationen nicht aufhören, wird am 19. August 1938 ein Aufenthaltsverbot für Bischof Sproll in Württemberg verhängt, da das Fernbleiben des Bischofs von der Wahl als öffentliche Provokation gegen die Obrigkeit des Vaterlandes gebrandmarkt wird. Nach siebenjähriger Verbannung kann Bischof Sproll am 14. Juni 1945, inzwischen schwer erkrankt, wieder heimkehren. In unermüdlichem Einsatz arbeitet der schwerkranke Bischof weiter am Wiederaufbau seiner Diözese bis zu seinem Tode am 4. März 1949.                                                                 
